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64.

Vereinbarung gemäß Artikel 15 a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern
über Sozialbetreuungsberufe

Der Steiermärkische Landtag hat nachstehende Vereinbarung genehmigt:

Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung, und die unterzeichneten Länder, jeweils vertreten durch 
den Landeshauptmann, – im Folgenden Vertragsparteien genannt – sind übereingekommen, gemäß Artikel 15 a 
B-VG die nachstehende Vereinbarung zu schließen:

Artikel 1

Gegenstand der Vereinbarung

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, im Rahmen ihrer Zuständigkeit das Berufsbild, die Tätigkeit und 
die Ausbildung der Angehörigen der Sozialbetreuungsberufe nach gleichen Zielsetzungen und Grundsätzen zu 
regeln.

(2) Als Angehörige der Sozialbetreuungsberufe gelten

1. Diplom-Sozialbetreuer/innen

a) mit dem Schwerpunkt Altenarbeit (Diplom-Sozialbetreuer/innen A),

b) mit dem Schwerpunkt Familienarbeit (Diplom-Sozialbetreuer/innen F),

c) mit dem Schwerpunkt Behindertenarbeit (Diplom-Sozialbetreuer/innen BA),

d) mit dem Schwerpunkt Behindertenbegleitung (Diplom-Sozialbetreuer/innen BB),

2. Fach-Sozialbetreuer/innen

a) mit dem Schwerpunkt Altenarbeit (Fach-Sozialbetreuer/innen A),

b) mit dem Schwerpunkt Behindertenarbeit (Fach-Sozialbetreuer/innen BA),

c) mit dem Schwerpunkt Behindertenbegleitung (Fach-Sozialbetreuer/innen BB) sowie

3. Heimhelfer/innen, soweit in den landesrechtlichen Vorschriften vorgesehen.

(3) Die Anlagen 1 und 2 bilden einen integrierenden Bestandteil dieser Vereinbarung.

Artikel 2

Berufsbild und Tätigkeitsbereiche

Die Länder verpflichten sich, im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Berufsbilder und die Tätigkeitsbereiche der 
im Artikel 1 Abs. 2 Z. 1 und 2 genannten Berufe in ihren Rechtsvorschriften nach den in der Anlage 1 festgelegten 
Grundsätzen zu regeln. Die Regelung des Berufes der Heimhelfer/innen ist fakultativ.

64. Vereinbarung gemäß Artikel 15 a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe.
65. Gesetz vom 19. April 2005, mit dem der Zugang zu Informationen über die Umwelt in der Steiermark geregelt wird (Steier-

märkisches Umweltinformationsgesetz – StUIG).
 [EZ. 2212 Blg. Nr. 243 XIV. GPStLT]
 [CELEX-Nr. 32003L0004]
66. Gesetz vom 19. April 2005, mit dem das Steiermärkische Landwirtschaftskammergesetz geändert wird.
 [EZ. 2157 Blg. Nr. 245 XIV. GPStLT]
67. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 11. Juli 2005, mit der die Verordnung über die Erklärung von 

 Gebieten der Turracher Höhe, des Eisenhut und der Frauenalpe zum Landschaftsschutzgebiet, LGBl. Nr. 53/1981, geändert 
wird.
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Artikel 3

Ausbildung

(1) Die Länder verpflichten sich, im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Ausbildung der Angehörigen der 
 Sozialbetreuungsberufe in ihren Rechtsvorschriften nach einem modularen und stufenweisen System zu regeln, 
welches den in der Anlage 1 festgelegten Grundsätzen entspricht.

(2) Die Ausbildung zum/zur Pflegehelfer/in nach dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz bildet einen 
integrierenden Bestandteil der Ausbildungen zum/zur Diplom- bzw. Fach-Sozialbetreuer/in mit Schwerpunkt 
Alten-, Familien- oder Behindertenarbeit.

(3) Der Bund verpflichtet sich, in seinen Rechtsvorschriften eine gesonderte Ausbildung gemäß Anlage 2 
(Ausbildungsmodul „Unterstützung bei der Basisversorgung“) vorzusehen, welche im Rahmen der Ausbildung 
zum/zur Diplom- bzw. Fach-Sozialbetreuer/in mit Schwerpunkt Behindertenbegleitung und im Rahmen der Aus-
bildung zum Heimhelfer bzw. zur Heimhelferin absolviert wird.

(4) Die Länder verpflichten sich, Ausbildungen und Teile von Ausbildungen, die nach dem Recht einer ande-
ren Vertragspartei erfolgreich abgeschlossen wurden, als gleichwertig anzuerkennen, wenn sie den Grundsätzen 
der Anlage 1 oder einer Ausbildung in einem Gesundheits- oder Krankenpflegeberuf entsprechen.

(5) Die Länder verpflichten sich, in ihren Rechtsvorschriften für den Bereich der Ausbildung zum/zur Diplom-
Sozialbetreuer/in Prüfungen vorzusehen, die nach Inhalt, Prüfungsform, Prüfungsdauer und Niveau als gleich-
wertig zu Prüfungen aus dem Fachbereich nach dem Bundesgesetz über die Berufsreifeprüfung anzusehen 
sind.

(6) Ausbildungen, deren Bildungsziel nur in der Vorbereitung einer Ausbildung gemäß Abs. 1 liegt, werden 
durch diese Vereinbarung nicht berührt.

Artikel 4

Berufsberechtigung

(1) Die Länder verpflichten sich, in ihren Rechtsvorschriften Bestimmungen vorzusehen, wonach Personen, 
welche eine den Grundsätzen der Anlage 1 entsprechende Ausbildung absolviert haben, zur Ausübung der im 
Artikel 1 Abs. 2 genannten Berufe nach Maßgabe der Anlage 1 berechtigt sind.

(2) Die Länder verpflichten sich, in den Rechtsvorschriften nach Abs. 1 die Ausübung der im Artikel 1
Abs. 2 genannten Berufe auch Personen zu gestatten, die eine gleichwertige im In- oder Ausland erworbene 
Qualifikation nachweisen können. In diesen Bestimmungen ist auch vorzusehen, dass allfällige Qualifikations-
unterschiede durch eine entsprechende Ergänzung der Ausbildung ausgeglichen werden können.

(3) Sind zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vereinbarung nach landesrechtlichen Vorschriften Heim helfer/
innen zur Führung der Berufsbezeichnung Heimhelfer/in berechtigt, die über keine Qualifikation im Sinne des 
Abs. 1 oder 2 verfügen, hat die betreffende Vertragspartei in ihren Rechtsvorschriften sicherzustellen, dass 
 spätestens nach Ablauf von vier Jahren nach Inkrafttreten der Vereinbarung die Ausübung der Heimhilfe nur 
zulässig ist, wenn durch eine entsprechende Ergänzung der Ausbildung die Qualifikationsunterschiede aus-
geglichen worden sind. Für Länder, die der Vereinbarung gemäß Artikel 9 beitreten, gilt diese Frist von vier 
Jahren ab Wirksamwerden des Beitrittes.

(4) Die Vereinbarung hindert die Länder nicht daran, Regelungen zu treffen, wonach die Ausübung der in 
der Anlage 1 umschriebenen Tätigkeiten jenen Personen vorbehalten ist, die über eine entsprechende Qualifika-
tion im Sinne des Abs. 1 oder 2 verfügen, soweit sie nicht in das Berufsbild eines anderen gesetzlich geregelten 
Berufes fallen.

(5) Die Länder verpflichten sich, zur Ausübung der im Artikel 1 Abs. 2 genannten Berufe nur Personen zuzu-
lassen, welche die für die Erfüllung der Berufspflichten erforderliche gesundheitliche Eignung und Vertrauens-
würdigkeit besitzen, und bei Verlust einer dieser Voraussetzungen die Berufsausübung zu untersagen.

(6) Die Länder verpflichten sich, für Personen, die einen im Artikel 1 Abs. 2 genannten Beruf ausüben, einen 
Mindeststandard zur Weiterbildung im Ausmaß der Anlage 1 festzulegen.

Artikel 5

Berufsbezeichnung

Die Länder verpflichten sich, Personen, welche eine den Grundsätzen der Anlage 1 entsprechende Ausbil-
dung absolviert haben oder eine gleichwertige Qualifikation im Sinne des Artikels 4 Abs. 2 nachweisen können, 
zur Führung der in Artikel 1 Abs. 2 genannten Berufsbezeichnungen zu ermächtigen.
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Artikel 6

Gegenseitige Anerkennung

Die Länder werden von einer Prüfung gemäß Artikel 4 Abs. 2 absehen, wenn bereits in einem Land das Vor-
liegen dieser Voraussetzungen festgestellt wurde.

Artikel 7

Unterstützung bei der Basisversorgung einschließlich der Unterstützung bei der Einnahme und Anwendung 
von Arzneimitteln

Der Bund verpflichtet sich zur Erlassung der erforderlichen Regelungen, welche die Diplom- bzw. Fach-
Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt Behindertenbegleitung sowie Heimhelfer/innen nach Absolvierung des 
Ausbildungsmoduls gemäß der Anlage 2 berechtigen, bestimmte unterstützende Tätigkeiten bei der Basisversor-
gung einschließlich der Unterstützung bei der Einnahme und Anwendung von Arzneimitteln durchzuführen.

Artikel 8

Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung tritt zwei Monate nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem

1. in zumindest fünf Ländern die nach den Landesverfassungen erforderlichen Voraussetzungen für das Inkraft-
treten erfüllt sind und beim Bundeskanzleramt die Mitteilungen darüber vorliegen sowie

2. die nach der Bundesverfassung erforderlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind.

(2) Das Bundeskanzleramt hat den Ländern die Erfüllung der Voraussetzungen nach Abs. 1 sowie den Tag 
des Inkrafttretens der Vereinbarung mitzuteilen.

(3) Für Länder, die die Vereinbarung unterzeichnet haben, die aber erst nach dem Inkrafttreten der Verein-
barung gemäß Abs. 1 mitgeteilt haben, dass ihre verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
der Vereinbarung erfüllt sind, tritt diese Vereinbarung einen Monat nach dieser Mitteilung in Kraft.

Artikel 9

Beitritt

Diese Vereinbarung steht den Ländern, die sie im Zeitpunkt ihres Inkrafttretens gemäß Artikel 8 Abs. 1 noch 
nicht unterzeichnet haben, zum Beitritt offen. Der Beitritt wird einen Monat nach seiner schriftlichen Mitteilung 
an das Bundeskanzleramt wirksam.

Artikel 10

Durchführung

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die in ihre Kompetenzbereiche fallenden gesetzlichen Regelun-
gen, die zur Durchführung dieser Vereinbarung erforderlich sind, bis spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten 
dieser Vereinbarung bzw. zwei Jahre nach Wirksamwerden ihres Beitrittes in Kraft zu setzen.

(2) Jede Vertragspartei wird vor der Erlassung oder Änderung von Rechtsvorschriften nach Abs. 1 den ande-
ren Vertragsparteien Gelegenheit zur Stellungnahme geben.

Artikel 11

Änderung

Die Vertragsparteien werden auf begründetes Ersuchen einer Vertragspartei Gespräche über eine Ände-
rung dieser Vereinbarung führen.

Artikel 12

Geltungsdauer, Kündigung

(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2) Sie kann von jeder Vertragspartei durch schriftliche Mitteilung gekündigt werden. Diese wird ein Jahr 
nach Ablauf des Tages, an dem sie beim Bundeskanzleramt einlangt, wirksam. Für die übrigen Vertrags parteien 
bleibt die Vereinbarung jedoch weiterhin in Kraft.

/.
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Artikel 13

Hinterlegung

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefertigt. Die Urschrift wird beim Bundeskanzleramt hinter-
legt. Dieses hat den Ländern als gegenbeteiligten Vertragspartnern beglaubigte Abschriften der Vereinbarung 
zu übermitteln. 

Diese Vereinbarung ist gemäß Artikel 8 mit 26. Juli 2005 in Kraft getreten.

Landeshauptmann Waltraud K l a s n i c

ANLAGE 1

Ausbildung und Tätigkeitsbereiche der Sozialbetreuungsberufe

1. Grundsätzliches – Allgemeine Bestimmungen:

Sozialbetreuungsberufe sind gegliedert in 3 Qualifikationsniveaus:

1. Helfer/innen-Niveau: Heimhelfer/innen mit 200 UE Theorie + 200 h Praxis

2. Fachniveau: Fach-Sozialbetreuer/innen mit 1200 UE Theorie + 1200 h Praxis

3. Diplomniveau: Diplom-Sozialbetreuer/innen mit 1.800 UE Theorie + 1.800 h Praxis

Auf Fach- und Diplomniveau gibt es im Hinblick auf unterschiedliche Zielgruppen und Arbeitsschwerpunkte 
folgende Spezialisierungen:

1. Altenarbeit („A“)

2. Familienarbeit (nur auf Diplomniveau) („F“)

3. Behindertenarbeit („BA“)

4. Behindertenbegleitung („BB“)

Sozialbetreuer/innen mit den Ausbildungsschwerpunkten A, BA und F verfügen neben Kompetenzen der 
 Sozialbetreuung auch über die Qualifikation als Pflegehelfer/in gemäß GuKG, jene mit Ausbildungsschwerpunkt 
BB sowie Heimhelfer/innen über die Berechtigung zur Ausübung von Unterstützung bei der Basisversorgung 
einschließlich der Unterstützung bei der Einnahme und Anwendung von Arzneimitteln.

Die Erhebung und Feststellung des Pflege- und Betreuungsbedarfes ist in der Hauskrankenpflege ausschließlich 
von Angehörigen des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege vorzunehmen. Ihnen obliegt die 
Entscheidung und Verantwortung für den kompetenzgerechten Einsatz der jeweiligen Berufsgruppen. Die Funk-
tion der Pflegedienstleitung ist Angehörigen des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege mit 
Sonderausbildung für Führungsaufgaben vorbehalten. Das Bundespflegegeldgesetz und die Landespflegegeld-
gesetze sowie die dazu ergangenen Verordnungen werden von dieser Regelung nicht berührt.

2. Heimhelfer/in

Der/die Heimhelfer/in unterstützt betreuungsbedürftige Menschen, das sind Personen aller Altersstufen, die 
durch Alter, gesundheitliche Beeinträchtigung oder schwierige soziale Umstände nicht in der Lage sind, sich 
selbst zu versorgen, bei der Haushaltsführung und den Aktivitäten des täglichen Lebens im Sinne der Unterstüt-
zung von Eigenaktivitäten und der Hilfe zur Selbsthilfe. Dies sind insbesondere Personen, die aber dennoch in 
ihrer Wohnung bzw. betreuten Wohneinheit oder Wohngemeinschaft bleiben möchten. Als wichtiges Bindeglied 
zwischen dem Klienten/der Klientin, dessen/deren sozialem Umfeld und allen anderen Bezugspersonen arbeitet 
der Heimhelfer/die Heimhelferin im Team mit der Hauskrankenpflege und den Angehörigen der Mobilen Betreu-
ungsdienste.

Im Rahmen der Betreuungsplanung führt der/die Heimhelfer/in Aufgaben im hauswirtschaftlichen Bereich 
eigenverantwortlich auf Anordnung von Klienten/innen und Angehörigen der Sozial- und Gesundheitsberufe, 
die Tätigkeiten der Basisversorgung ausschließlich unter Anleitung und Aufsicht von Angehörigen der Gesund-
heitsberufe durch. Der Beruf der Heimhelfer/innen darf ausschließlich im Rahmen einer Einrichtung ausgeübt 
werden, deren Rechtsträger der Verantwortung des Berufes entsprechende Qualitätssicherungsmaßnahmen vor-
zunehmen hat. Eine freiberufliche Ausübung der Heimhilfe ist nicht vorgesehen.

Mindestalter für die Tätigkeit als Heimhelfer/in: 18 Jahre
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2.1. Aufgaben:

– Hauswirtschaftliche Tätigkeiten (insbesondere für Sauberkeit und Ordnung in der unmittelbaren Umgebung 
des Klienten/der Klientin sorgen)

– Beheizen der Wohnung, Beschaffen des Brennmaterials

– Unterstützung bei Besorgungen außerhalb des Wohnbereiches (Einkauf, Post, Behörden, Apotheke u. a.)

– Unterstützung bei der Zubereitung und Einnahme von Mahlzeiten

– Einfache Aktivierung (z. B. Anregung zur Beschäftigung)

– Förderung von Kontakten im sozialen Umfeld

– Hygienische Maßnahmen (z. B. Wäschegebarung)

– Beobachtung des Allgemeinzustandes und rechtzeitiges Herbeiholen von Unterstützung durch andere Berufs-
gruppen

– Unterstützung von Pflegepersonen

– Dokumentation

– Unterstützung bei der Basisversorgung einschließlich der Unterstützung bei der Einnahme und Anwendung 
von Arzneimitteln (Anlage 2)

2.2. Ausbildung:

Die Ausbildung zur/zum Heimhelfer/in erfolgt in Kursen und umfasst 200 UE Unterricht und 200 h Praktika.

Inhalte der Ausbildung:

Dokumentation   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4 UE

Ethik und Berufskunde . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8 UE

Erste Hilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  20 UE

Grundzüge der angewandten Hygiene . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   6 UE

Grundpflege und Beobachtung   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  60 UE

Grundzüge der Pharmakologie   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  20 UE

Grundzüge der angewandten Ernährungslehre und Diätkunde . . .  8 UE

Grundzüge der Ergonomie und Mobilisation   . . . . . . . . . . . . . . . . . .  20 UE

Haushaltsführung   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  12 UE

Grundzüge der Gerontologie   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10 UE

Grundzüge der Kommunikation und Konfliktbewältigung . . . . . . .  26 UE

Grundzüge der Sozialen Sicherheit  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6 UE

Die praktische Ausbildung hat 200 Stunden zu umfassen und beinhaltet die Praktikumsvorbereitung und Prakti-
kumsreflexion. Davon sind 120 Stunden im ambulanten Bereich und 80 Stunden im (teil-)stationären Bereich zu 
absolvieren. In diesen Inhalten der Ausbildung ist das Ausbildungsmodul „Unterstützung bei der Basisversor-
gung“ inkludiert.

2.3. Fort- und Weiterbildung:

Heimhelfer/Heimhelferinnen sind verpflichtet, im Zeitraum von zwei Jahren mindestens 16 Stunden an Fortbil-
dung zu absolvieren.

3. Fach-Sozialbetreuer/in

Fach-Sozialbetreuer/innen verfügen neben einer breiten spartenübergreifenden Grundausbildung über zumin-
dest einen der folgenden Schwerpunkte:

– Altenarbeit („A“)

– Behindertenarbeit („BA“)

– Behindertenbegleitung („BB“)

Fach-Sozialbetreuer/innen mit den Spezialisierungen A und BA verfügen auch über eine Qualifikation als 
 Pflegehelfer/in gemäß GuKG.

Mindestalter für die Tätigkeit als Fach-Sozialbetreuer/in: 19 Jahre

/.
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3.1. Aufgaben von Fach-Sozialbetreuer/innen

Fach-Sozialbetreuer/innen sind ausgebildete Fachkräfte für die Mitgestaltung der Lebenswelt von Menschen, 
die auf Grund von Alter, Behinderung oder einer anderen schwierigen Lebenslage in ihrer Lebensgestaltung 
benachteiligt sind. Sie verfügen über umfängliches Wissen um die vielfältigen Aspekte eines Lebens mit Benach-
teiligung und können eine breite Palette an Möglichkeiten der Begleitung, Unterstützung und Hilfe realisieren, 
und zwar in allen Fragen der Daseinsgestaltung, von Alltagsbewältigung bis hin zu Sinnfindung.

Das Besondere dieses Berufes besteht nicht in hoher Spezialisierung auf eng umrissene Felder oder in Konzen-
tration auf Pflege, sondern in der Bündelung all jener Kompetenzen, die für eine umfassende, lebensweltorien-
tierte Begleitung in den unmittelbaren Lebensbereichen der betreffenden Menschen erforderlich sind.

Fach-Sozialbetreuer/innen erfassen die spezifische Lebenssituation älterer oder behinderter bzw. benachteiligter 
Menschen ganzheitlich und entsprechen den individuellen Bedürfnissen durch gezielte Maßnahmen. Sie leisten 
dadurch einen Beitrag zur Erhöhung und/oder Erhaltung ihrer Lebensqualität, unterstützen die Gestaltung eines 
für sie lebenswerten sozialen Umfeldes und leisten damit einen Beitrag zu einem Leben in Würde.

Fach-Sozialbetreuer/innen arbeiten mit allen Bezugspersonen der unterstützungsbedürftigen Menschen und mit 
allen betreuenden Stellen zusammen, besonders aber – je nach Bedarf – mit Expert/inn/en aus den Bereichen 
Therapie, Medizin, Recht, Gesundheits- und Krankenpflege usw.

In ihrem beruflichen Selbstverständnis sind Fach-Sozialbetreuer/innen den heute allgemein anerkannten und 
auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhenden Grundsätzen der sozialen Betreuung verpflichtet: Normalisie-
rung der Lebensbedingungen, Integration und Selbstbestimmung.

3.1.1. Fach-Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt Altenarbeit (A)

Der Aufgaben- und Tätigkeitsbereich gliedert sich in einen eigenverantwortlichen Bereich und einen Bereich, 
der die pflegerischen Befugnisse nach GuKG, die die Fach-Sozialbetreuer/innen-Altenarbeit auf Grund ihrer 
Pflegehilfe-Ausbildung haben, betrifft.

Der eigenverantwortliche Bereich besteht in der möglichst umfassenden Begleitung, Unterstützung und Betreu-
ung älterer Menschen, einzeln oder in Gruppen, abgestimmt auf ihren Bedarf, gestützt auf wissenschaftliche 
Erkenntnisse.

– Präventive, unterstützende, aktivierende, reaktivierende, beratende, organisatorische und administrative 
Maßnahmen zur täglichen Lebensbewältigung

– Eingehen auf körperliche, seelische, soziale und geistige Bedürfnisse und Ressourcen

– Hilfen zur Wiederherstellung, Erhaltung und Förderung von Fähigkeiten und Fertigkeiten für ein möglichst 
selbstständiges und eigenverantwortliches Leben im Alter

– Individuelle Begleitung bei der Sinnfindung und Neuorientierung in der Lebensphase Alter

– Unterstützung bei der psychosozialen Bewältigung von Krisensituationen

– Entlastung, Begleitung und Anleitung von Angehörigen und Laienhelfer/innen

– Begleitung von Sterbenden und deren Angehörigen

3.1.2.  Fach-Sozialbetreuer/innen mit den Schwerpunkten Behindertenarbeit (BA) 
und Behindertenbegleitung (BB)

Fach-Sozialbetreuer/innen mit den Schwerpunkten BA und BB üben ihre Tätigkeit in den zentralen Lebens-
feldern von behinderten Menschen, wie Wohnen, Arbeit/Beschäftigung, Freizeit und Bildung, aus.

Die konkreten Tätigkeiten bestehen in Maßnahmen der Anleitung, Anregung, Beratung, Assistenz, Förderung 
und erforderlichenfalls der Intervention. Bei Bedarf übernehmen Fach-Sozialbetreuer/innen eine weitergehende 
oder gänzliche stellvertretende Durchführung von Verrichtungen.

Sie verfügen in folgenden Bereichen über spezifische Kompetenzen:

– Soziale Bedürfnisse: Unterstützung bei Kontakten zu anderen Menschen, Förderung der Teilnahme am sozia-
len Leben sowie Begleitung in Fragen der Partnerschaft und Sexualität

– Beschäftigung/Arbeit: Interessenabklärung, Förderung und Training

– Freizeit: Freizeitgestaltung, Entspannung und Erholung, Hobbys, Feste und Feiern

– Bildung – Persönlichkeitsentfaltung: Einsatz musisch-kreativer Mittel und Bewegung. Förderung von Wahr-
nehmung, Kreativität, Sinnesschulung und ästhetischer Bildung.

– Kritische Lebensereignisse: Begleitung bei Krankheit, Trauer, Tod (z. B. von Angehörigen) mit dem Ziel der 
Sinnstiftung, Sterbebegleitung.
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Pflegerische Aufgaben nehmen Fach-Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt Behindertenarbeit (BA) ent-
sprechend ihrer Qualifikation als Pflegehelfer/innen gemäß GuKG wahr. Fach-Sozialbetreuer/innen mit Schwer-
punkt Behindertenbegleitung (BB) leisten Unterstützung bei der Basisversorgung einschließlich der Unterstüt-
zung bei der Einnahme und Anwendung von Arzneimitteln.

Anstelle des pflegerischen Anteils im Qualifikationsprofil stehen bei Fach-Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt 
Behindertenbegleitung verstärkt und vertieft Kompetenzen der Beratung, Begleitung und Assistenz.

In jenen Bereichen, für deren eigenverantwortliche Durchführung Diplom-Sozialbetreuer/innen kompetent sind, 
leisten sie Unterstützung und führen Teilaufgaben aus.

3.2. Ausbildung von Fach-Sozialbetreuer/inne/n

Um als „Fach-Sozialbetreuer/in“ beruflich tätig sein zu können, muss eine den unten stehenden Kriterien ent-
sprechende Ausbildung absolviert werden, entweder durch Absolvierung eines entsprechenden Ausbildungs-
ganges an einer dazu ermächtigten Bildungseinrichtung oder durch die Absolvierung der einzelnen Module in 
verschiedenen Ausbildungsangeboten.

Die Pflegehilfe-Ausbildung bildet einen integralen Bestandteil. Davon ausgenommen ist der Ausbildungsschwer-
punkt „Behindertenbegleitung“, bei welchem nur die Inhalte des Moduls „Unterstützung bei der Basisversor-
gung“ gemäß GuKG (Anlage 2) abgedeckt werden.

Die Ausbildung umfasst in Summe 1200 h Theorie (Heimhilfe-Ausbildung mit eingerechnet), die auf mindestens 
zwei Ausbildungsjahre aufzuteilen sind.

Module für alle Ausbildungsschwerpunkte:

1. Persönlichkeitsbildung   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 220 UE (Schwerpunkt BB: 340 UE)

 Das Modul beinhaltet u. a.: Supervision, musisch-kreative Bildung, Kommunikation/Konfliktbewältigung, 
 Bewegung und Körpererfahrung; die Inhalte müssen in einem einschlägigen Kontext zur Sozialbetreuung 
stehen. Das Modul deckt 100 h der Pflegehilfe-Ausbildung ab.

2.  Sozialbetreuung / allgemein   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 200 UE

 Das Modul umfasst: Berufskunde und Berufsethik, Methodik, Rehabilitation und Mobilisation, Gerontologie; 
es deckt 170 h der Pflegehilfe-Ausbildung ab.

3.  Humanwissenschaftliche Grundbildung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 80 UE

 Das Modul beinhaltet Einführung in Pädagogik, Psychologie und Soziologie. Es deckt 30 h der Pflegehilfe-
Ausbildung ab.

4.  Politische Bildung und Recht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 40 UE (Schwerpunkt BB: 80 UE)

 Das Modul deckt 30 h der Pflegehilfe-Ausbildung ab.

5. Medizin und Pflege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 480 UE (Schwerpunkt BB: 120 UE)

 Das Modul beinhaltet alle medizinisch-pflegerischen Gegenstände der Pflegehilfe-Ausbildung; im Aus-
bildungsschwerpunkt BB werden die Inhalte des Moduls „Unterstützung bei der Basisversorgung“ abge-
deckt.

6.  Lebens-, Sterbe- und Trauerbegleitung   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20 UE

7.  Haushalt, Ernährung, Diät . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 80 UE

 Das Modul deckt 25 h der Pflegehilfe-Ausbildung ab.

Ausbildungsschwerpunktspezifische Module:

8.  Sozialbetreuung / A / F / BA / . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 80 UE (Schwerpunkt BB: 280 UE)

Praktikum: muss im Ausmaß von 1200 h geleistet werden.

3.3. Fort- und Weiterbildung von Fach-Sozialbetreuer/inne/n

Fach-Sozialbetreuer/innen sind verpflichtet, im Zeitraum von zwei Jahren mindestens 32 Stunden an Fortbildung 
zu absolvieren.
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4. Diplom-Sozialbetreuer/innen

Diplom-Sozialbetreuer/innen verfügen über zumindest eine der folgenden Spezialisierungen:

– Altenarbeit („A“)

– Familienarbeit („F“)

– Behindertenarbeit („BA“)

– Behindertenbegleitung („BB“)

Mindestalter für die Tätigkeit als Diplom-Sozialbetreuer/in: 20 Jahre

4.1. Aufgaben von Diplom-Sozialbetreuer/inne/n:

Diplom-Sozialbetreuer/innen üben sämtliche Tätigkeiten aus, die auch von Fach-Sozialbetreuer/innen aus-
geführt werden, können dies aber auf Basis ihrer vertieften, wissenschaftlich fundierten Ausbildung und den bei 
der Verfassung einer Diplomarbeit erworbenen Kompetenzen mit höherer Selbstständigkeit und Eigenverant-
wortlichkeit.

Diplom-Sozialbetreuer/innen nehmen über die unmittelbaren Betreuungsaufgaben hinausgehend konzeptive 
und planerische Aufgaben betreffend die Gestaltung der Betreuungsarbeit wahr.

Diplom-Sozialbetreuer/innen verfügen über Kompetenzen der Koordination und der fachlichen Anleitung von 
Mitarbeiter/inne/n und Helfer/inne/n in Fragen der Sozialbetreuung.

Diplom-Sozialbetreuer/innen wirken mit an der fachlichen Weiterentwicklung des Dienstleistungsangebotes der 
eigenen Organisation oder Einrichtung und führen Maßnahmen und Prozesse der Qualitätsentwicklung durch, 
wie z. B. Reflexion und Evaluation mit Hilfe anerkannter Verfahren und Instrumente.

4.1.1. Diplom-Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt Altenarbeit (A):

Diplom-Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt Altenarbeit entwickeln auf der Basis wissenschaftlicher Erkennt-
nisse Konzepte und Projekte, führen sie eigenverantwortlich durch und evaluieren sie.

Sie sind insbesondere für folgende Maßnahmen kompetent – erforderlichenfalls in Zusammenarbeit mit ent-
sprechenden Fachleuten (z. B. Ärzt/inn/en, Psychotherapeut/inn/en, Physiotherapeut/inn/en):

– Altersgerechte Umgestaltung der Wohnumgebung inkl. Beratung über und Besorgung von entsprechenden 
Hilfsmitteln und Behelfen sowie Organisation der dafür nötigen Behörden- bzw. Versicherungswege.

– Spezielle Animationsprogramme für Kleingruppen und Einzelpersonen zur Förderung motorischer Fähig-
keiten durch Bewegungsübungen.

– Spezielle Animationsprogramme zur Förderung der Hirnleistungsfähigkeit.

– Anregung von Kommunikationsprozessen in Kleingruppen und für Einzelne zur Verbesserung des sozialen 
Klimas unter den Bewohnern und zu den Pflegepersonen.

– Erarbeitung von Strategien im Fall akuter Krisensituationen, wie z. B. bei Tod von Angehörigen oder Mitbe-
wohnern, Depression und Suizidgefährdung, Verwirrung und Desorientierung, Suchtproblematik.

Methodische Kompetenzen bestehen vor allem hinsichtlich Validation, Kinästhetik, Biografiearbeit.

4.1.2. Diplom-Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt Familienarbeit (F):

Diplom-Sozialbetreuer/innen – Familienarbeit arbeiten im Rahmen von mobilen Diensten und üben ihre Tätig-
keit im Privatbereich der Familie oder familienähnlicher Lebensformen aus. Die Betreuung erfolgt mit dem Ziel, 
den gewohnten Lebensrhythmus aufrecht zu erhalten und die Familie/familienähnliche Gemeinschaft dabei zu 
unterstützen, ihre schwierige Lebenssituation zu überwinden.

Schwierige Lebenssituationen sind insbesondere:

– Erkrankung eines Elternteils, eines Kindes oder eines anderen in der Familie bzw. im familienähnlichen Ver-
band lebenden Angehörigen,

– Psychische Krisensituationen, wie Trennung, Scheidung, Tod von Angehörigen, Überforderung, Überlastung 
oder Ausfall der Betreuungsperson.

Diplom-Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt Familienarbeit verfügen über die Pflegehilfe-Qualifikation und 
üben die entsprechenden Tätigkeiten aus.
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Die Aufgaben im Detail:

– Planung und Organisation des Alltags (Zeitplan, Haushaltskassa, Familienorganisation, gesunde Lebens-
führung)

– Haushaltsorganisation und -führung (z. B. Wohnungspflege, Wäschepflege, Zubereitung von Mahlzeiten bzw. 
Diätkost im Tagesablauf auch für Säuglinge und Kleinkinder)

– Altersspezifische Betreuung der Kinder und Jugendlichen, Spiel-, Lernanimation sowie Hausaufgabenbeglei-
tung

– Anleitung, Beratung und Unterstützung der Betreuungsperson(en) von Familienangehörigen

– Mitbetreuung von älteren, kranken oder behinderten Familienmitgliedern

– Begleitung und Unterstützung bei der Bewältigung von Krisensituationen

– Beratung, Begleitung und Unterstützung bei der Inanspruchnahme von Sozial- und Gesundheitseinrichtungen 
sowie öffentlichen Stellen, Ämtern und Behörden

– Zusammenarbeit mit dem Betreuungsteam und mit Einrichtungen der öffentlichen und freien Wohlfahrt im 
sozialen Umfeld (Teilnahme an Helferkonferenzen und Vernetzungsgesprächen)

4.1.3.  Diplom-Sozialbetreuer/innen mit den Schwerpunkten Behindertenarbeit (BA)
und Behindertenbegleitung (BB):

Sie entwickeln auf der Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse Konzepte und Projekte, führen diese eigenverant-
wortlich durch und evaluieren sie.

Sie sind insbesondere für folgende Maßnahmen kompetent:

– Eigenverantwortliche Durchführung der „Personenzentrierten Lebensplanung“

– Eigenverantwortliche Anwendung der aktuell anerkannten und wissenschaftlich fundierten Konzepte und 
Methoden der Basalen Pädagogik, wie z. B. Basale Stimulation, Basale Kommunikation, Basale Aktivierung.

– Eigenverantwortliche Anwendung unterstützender, erweiternder und alternativer Kommunikationsmittel
(z. B. Gebärden und Symbole) unter Einsatz elektronischer Hilfsmittel.

Pflegerische Aufgaben nehmen Diplom-Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt Behindertenarbeit entsprechend 
ihrer Qualifikation als Pflegehelfer/innen gemäß GuKG wahr. Diplom-Sozialbetreuer/innen mit Schwerpunkt 
Behindertenbegleitung leisten Unterstützung bei der Basisversorgung (Modul laut Anlage 2).

Anstelle des pflegerischen Anteils im Qualifikationsprofil stehen bei Diplom-Sozialbetreuer/innen mit Schwer-
punkt Behindertenbegleitung verstärkt und vertieft Kompetenzen der Beratung, Begleitung und Assistenz. Sie 
realisieren bzw. koordinieren insbesondere auch Maßnahmen und Projekte der Integration in den Bereichen 
Wohnen, Arbeit, Freizeit und Bildung.

4.2. Ausbildung von Diplom-Sozialbetreuer/inne/n:

Um als „Diplom-Sozialbetreuer/in“ beruflich tätig sein zu können, muss eine den unten stehenden Kriterien ent-
sprechende Ausbildung absolviert werden, entweder durch Absolvierung eines entsprechenden Ausbildungs-
ganges an einer dazu ermächtigten Bildungseinrichtung oder durch die Absolvierung der einzelnen Module in 
verschiedenen Ausbildungsangeboten.

Betreffend die Pflegehilfe-Qualifikation bzw. das Modul „Unterstützung bei der Basisversorgung“ (Anlage 2) 
finden sämtliche Bestimmungen Anwendung, die bereits für Fach-Sozialbetreuer/innen gelten.

Die Ausbildung umfasst in Summe 1800 UE Theorie (Heimhilfe-Ausbildung und Sozialbetreuer/innen-Ausbil-
dung mit eingerechnet), die auf mindestens drei Ausbildungsjahre aufzuteilen sind.

Module für alle Ausbildungsschwerpunkte:

1. Persönlichkeitsbildung   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 340 UE (Schwerpunkt BB: 460 UE)

 Aufbauend auf den Inhalten der Fachausbildung, erfolgt in der Diplomausbildung eine Vertiefung und Erwei-
terung.

2. Sozialbetreuung / allgemein   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 200 UE

 Dieses Modul wird bereits auf Fachniveau abgeschlossen.

3. Humanwissenschaftliche Grundbildung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 200 UE

 Aufbauend auf den Inhalten der Fachausbildung, erfolgt in der Diplomausbildung eine Vertiefung und Erwei-
terung.

/.

/.
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4.  Politische Bildung und Recht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 80 UE (Schwerpunkt BB: 120 UE)

 Aufbauend auf den Inhalten der Fachausbildung, erfolgt in der Diplomausbildung eine Vertiefung und Erwei-
terung.

5.  Medizin und Pflege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 480 UE (Schwerpunkt BB: 120 UE)

 Dieses Modul wird bereits auf Fachniveau abgeschlossen.

6. Lebens-, Sterbe- und Trauerbegleitung   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20 UE

 Dieses Modul wird bereits auf Fachniveau abgeschlossen.

7. Haushalt, Ernährung, Diät . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 80 UE

 Dieses Modul wird bereits auf Fachniveau abgeschlossen.

8.  Management und Organisation . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 80 UE

Ausbildungsschwerpunktspezifische Module:

9.  Sozialbetreuung / A / F / BA / . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 320 UE (Schwerpunkt BB: 520 UE)

Praktikum: muss im Ausmaß von 1800 Stunden geleistet werden.

4.3. Abschluss der Ausbildung von Diplom-Sozialbetreuer/inne/n:

Als Abschluss der Ausbildung ist eine fünfstündige schriftliche Klausurarbeit über ein Thema aus dem Berufsfeld 
des Prüfungskandidaten (einschließlich des fachlichen Umfeldes) und eine diesbezügliche mündliche Prüfung 
mit dem Ziel einer Auseinandersetzung auf höherem Niveau vorzusehen.

4.4. Fort- und Weiterbildung von Diplom-Sozialbetreuer/inne/n:

Diplom-Sozialbetreuer/innen sind verpflichtet, im Zeitraum von zwei Jahren mindestens 32 Stunden an Fortbil-
dung zu absolvieren.

ANLAGE 2

Ausbildungsmodul „Unterstützung bei der Basisversorgung“

1. Allgemeines

Der Entwurf der Vereinbarung gemäß Artikel 15 a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über Sozial-
betreuungsberufe enthält in Artikel 3 Abs. 3 und Artikel 7 eine Verpflichtung des Bundes zur Schaffung von 
Regelungen eines Ausbildungsmoduls „Unterstützung bei der Basisversorgung“. Dieses Ausbildungsmodul soll 
im Rahmen der Ausbildung von Fach-Sozialbetreuer/innen und Diplom-Sozialbetreuer/innen der Aus bildungs-
richtung Behindertenbegleitung sowie von Heimhelfer/innen absolviert werden. Die Regelungen fallen in den 
Kompetenzbereich des Bundes (Artikel 10 Abs. 1 Z. 12 B-VG – Gesundheitswesen).

Durch das Ausbildungsmodul „Unterstützung bei der Basisversorgung“ soll Angehörigen dieser Sozialbetreu-
ungsberufe ein pflegerisches Grundwissen vermittelt werden, welches die Einräumung von einzelnen Befugnis-
sen rechtfertigt, die derzeit nach dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz den Angehörigen der Gesund-
heits- und Krankenpflegeberufe vorbehalten sind. Diese Befugnisse bedürfen einer Anpassung im Gesundheits- 
und Krankenpflegegesetz.

Da die Verabreichung von Arzneimitteln eine ärztliche Tätigkeit ist, fällt die in diesem Ausbildungsmodul vorge-
sehene „unterstützende Mitwirkung bei der Einnahme und Anwendung von Arzneimitteln“ in den Bereich des 
Ärzterechts. Allfällige erforderliche Anpassungen sind daher im Ärztegesetz 1998 zu treffen.

2. Ausbildung gemäß Artikel 3 Abs. 3

Die für das Modul relevanten Ausbildungsinhalte wurden dem Curriculum für Pflegehilfe entnommen und unter-
scheiden sich bezüglich der Anzahl der Unterrichtseinheiten nur in dem Fach Medikamentenlehre, das im 
Gegensatz zur Pflegehilfeausbildung nur 20 statt 30 Stunden umfasst. Begründet wird dies mit der Tatsache, dass 
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für die angeführten Berufsgruppen nur eine unterstützende Mitwirkung bei der oralen Verabreichung von Arz-
neimitteln vorgesehen ist und keine Durchführung von Insulininjektionen.

Die Ausbildung umfasst insgesamt 100 Unterrichtseinheiten (UE) Theorie, die sich wie folgt zusammensetzen :

Sich pflegen 20 UE

– Körperpflege

– Unterstützung bei der Körperpflege

– Haarwäsche und-pflege

– Zahnpflege

– Pediküre und Maniküre

– Beobachtung der Haut

– Pflegeutensilien und Hilfsmittel

Essen und Trinken 15 UE

– Beobachtung – Ernährungszustand

– Beobachtung – Verdauungsstörungen

– Beobachtung – Schluckstörungen

– Unterstützung bei der Nahrungsaufnahme

– Flüssigkeitsbilanz

– Verabreichung von Arzneimitteln

Ausscheiden 20 UE

– Bedeutung

– Beobachtung der Urinausscheidung

– Beobachtung der Stuhlausscheidung

– Obstipation

– Erbrechen

– Anwendung von Inkontinenzhilfsmitteln

Sich kleiden 5 UE

– Umgang mit der Kleidung

– Hilfestellung bei der Auswahl der Kleidung

– Hilfsmittel zum Ankleiden

– Methoden und Techniken zum An- und Auskleiden

Sich bewegen 20 UE

– Bedeutung der Bewegung

– Beobachtung – Körperhaltung etc.

– Risikofaktoren

– Prophylaxen – Dekubitus, Thrombose, Kontraktur

– Unterstützung bei der Bewegung

Medikamentenlehre 20 UE

– Inhalte konform mit der Pflegehilfeausbildung exklusive der Insulininjektionen

Das Praktikum umfasst 40 Stunden und muss in einer Behindertenbetreuungseinrichtung oder einem Pflegeheim 
unter Anleitung und Aufsicht einer diplomierten Gesundheits- und Krankenpflegeperson absolviert werden.

3. Tätigkeiten

Die erfolgreiche Absolvierung des Ausbildungsmoduls „Unterstützung bei der Basisversorgung“ berechtigt zur 
Durchführung nachstehender Tätigkeiten:

1. Unterstützung bei der Körperpflege

– Assistenz beim Aufstehen aus dem Bett

– Assistenz beim Waschen

– Assistenz beim Duschen

– Assistenz beim Baden in der Badewanne
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– Assistenz bei der Zahnpflege

– Assistenz bei der Haarpflege

– Assistenz beim Rasieren

– Erkennen von Veränderungen des Allgemeinzustandes oder der Haut und sofortige Meldung an den zu-
ständigen Arzt/die zuständige Ärztin oder an die/den zuständige/n Angehörige/n des gehobenen Dienstes 
für Gesundheits- und Krankenpflege

2. Unterstützung beim An- und Auskleiden

– Assistenz bei der Auswahl der Kleidung

– Bereitlegen der Kleidung

– Assistenz beim Anziehen bzw. Ausziehen von

– Kleidungsstücken

– Strümpfen, Strumpfhosen, Socken etc.

– Stützstrümpfen

3. Unterstützung bei der Nahrungs- und Flüssigkeitsaufnahme

– Zubereiten und Vorbereiten von Mahlzeiten wie

– Wärmen von Tiefkühlkost

– Portionieren und eventuell Zerkleinern der Speisen

– Herrichten von Zwischenmahlzeiten etc.

– Beachtung von Diätvorschriften

– Assistenz beim Essen

– Assistenz beim Trinken

– Achten auf ausreichende Flüssigkeitszufuhr

– Erkennen von Essstörungen, Schluckstörungen, nicht ausreichender Flüssigkeitsaufnahme und sofortige 
Meldung an den zuständigen Arzt/die zuständige Ärztin oder an die/den zuständige/n Angehörige/n des 
gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege

4. Unterstützung im Zusammenhang mit Ausscheidungen

– Assistenz beim Toilettengang

– Assistenz bei der Intimpflege nach dem Toilettengang

– Versorgung mit Inkontinenzhilfsmitteln wie

– Wechseln von Schutzhosen

– Assistenz bei der Verwendung von Einlagen

– Erkennen einer Veränderung von Ausscheidungen und sofortige Meldung an den zuständigen Arzt/die 
zuständige Ärztin oder an die/den zuständige/n Angehörige/n des gehobenen Dienstes für Gesundheits- 
und Krankenpflege

5. Unterstützung und Förderung der Bewegungsfähigkeit

– Assistenz beim Aufstehen oder Niederlegen

– Assistenz beim Niedersetzen

– Assistenz beim Gehen

6. Unterstützung beim Lagern

– Anwendung von Hilfsmitteln zur Dekubitusprophylaxe bei Menschen im Rollstuhl

– Anwendung von Hilfsmitteln bei Menschen mit rheumatischen Veränderungen zur Erleichterung täglicher 
Verrichtungen

7.  Unterstützung bei der Einnahme und Anwendung von Arzneimitteln

– Assistenz bei der Einnahme von oral zu verabreichenden Arzneimitteln, dazu zählt auch das Erinnern an 
die Einnahme von Arzneimitteln oder das Herausnehmen der Arzneimittel aus dem Wochendispenser

– Assistenz bei der Applikation von ärztlich verordneten Salben, Cremen, Lotionen etc. oder von Pflegepro-
dukten, die von Angehörigen des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege angeordnet 
wurden.



65. 

Gesetz vom 19. April 2005, mit dem der Zugang zu Informationen über die Umwelt in der Steier-
mark geregelt wird (Steiermärkisches Umweltinformationsgesetz – StUIG)

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen:

§ 1

Ziel des Gesetzes

Ziel dieses Gesetzes ist die Information der Öffentlichkeit über die Umwelt, insbesondere durch

1. Gewährleistung des Rechts auf Zugang zu den bei den informationspflichtigen Stellen vorhandenen oder für 
diese bereit gehaltenen Umweltinfor mationen; 

2. die Sicherstellung der öffentlichen Zugänglich machung sowie Verbreitung von Umweltinforma tionen, um 
eine möglichst umfassende und systematische Verfügbarkeit und Verbreitung von  Umweltinformationen in 
der Öffentlichkeit zu er reichen. Nach Maßgabe der vorhandenen Mittel werden zu diesem Zweck bevorzugt 
elektronische Kommunikationsmittel eingesetzt. 

§ 2

Umweltinformationen

Umweltinformationen sind sämtliche Informationen in schriftlicher, visueller, akustischer, elektronischer oder 
sonstiger materieller Form über 

1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Luft und Atmosphäre, Wasser, Boden, Land, Landschaft und natür-
liche Lebensräume einschließlich Berggebiete, Feuchtgebiete, Küsten, die Artenvielfalt und ihre Bestandteile 
einschließlich genetisch veränderter Organismen sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen Bestand-
teilen,

2. Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung oder Abfall einschließlich radioaktiven Abfalls, Emissionen, 
Ableitungen und sonstiges Freisetzen von Stoffen oder Organismen in die Umwelt, die sich auf die in Z. 1 
 genannten Umweltbestandteile auswirken oder wahrscheinlich auswirken,

3. Maßnahmen (einschließlich Verwaltungsmaß nahmen), wie z. B. Politiken, Gesetze, Pläne und Programme, 
Verwaltungsakte, Umweltvereinbarungen und Tätigkeiten, die sich auf die in den Z. 1 und 2 genannten 
 Umweltbestandteile und -faktoren auswirken oder wahrscheinlich auswirken, sowie Maßnahmen oder Tätig-
keiten zu deren Schutz, 

4. Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts, 

5. Kosten-Nutzen-Analysen und sonstige wirtschaft liche Analysen und Annahmen, die im Rahmen der in Z. 3 
genannten Maßnahmen und Tätigkeiten verwendet werden,

6. den Zustand der menschlichen Gesundheit und  Sicherheit, einschließlich – soweit dies von Bedeutung ist – der 
Kontamination der Lebensmittelkette, Bedingungen für menschliches Leben sowie Kulturstätten und Bau-
werke in dem Maße, in dem sie vom Zustand der in Z. 1 genannten Umweltbestandteile oder – durch diese 
Bestandteile – von den in den Z. 2 und 3 aufgeführten Faktoren, Maßnahmen oder Tätigkeiten betroffen sind 
oder sein können.

 § 3

Informationspflichtige Stellen

(1) Informationspflichtige Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind – soweit sich die Umweltinformationen auf 
Angelegenheiten beziehen, die in Gesetzgebung Landessache sind: 

1. die Verwaltungsbehörden und unter deren sach licher Aufsicht stehende sonstige Organe der Verwaltung, die 
durch Gesetz oder innerstaatlich unmittelbar wirksamen internationalen Rechtsakt übertragene Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung wahrnehmen, sowie diesen zur Verfügung stehende gesetzlich eingerichtete Bera-
tungsorgane,

2. Organe von Gebietskörperschaften, soweit sie Aufgaben der Privatwirtschaftsverwaltung des Landes oder der 
Gemeinden besorgen,

3. juristische Personen öffentlichen Rechts, sofern sie durch Gesetz übertragene Aufgaben der öffent lichen Ver-
waltung einschließlich bestimmter Pflichten, Tätigkeiten oder Dienstleistungen im Zusammenhang mit der 
Umwelt ausüben,
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4. natürliche oder juristische Personen privaten Rechts, die unter der Kontrolle einer der in Z. 1, 2 oder 3 genann-
ten Stellen im Zusammenhang mit der Umwelt öffentliche Aufgaben ausüben oder öffentliche Dienstleistun-
gen erbringen.

(2) Kontrolle im Sinne des Abs. 1 Z. 4 liegt vor, wenn 

1. die natürliche oder juristische Person bei Ausübung öffentlicher Aufgaben oder bei Erbringung öffent licher 
Dienstleistungen der Aufsicht der in Abs. 1 Z. 1 bis 3 oder 4 genannten Stellen unterliegt oder 

2. eine oder mehrere der in Abs. 1 Z. 1, 2 oder 3 genannten Stellen auf Grund von Eigentum, finanzieller Beteili-
gung oder der für die juristische Person einschlägigen Vorschriften unmittelbar oder mittelbar einen beherr-
schenden Einfluss ausüben kann. 

(3) Die Ausübung eines beherrschenden Einflusses wird vermutet, wenn eine der in Abs. 1 Z. 1 bis 3 genann-
ten Stellen unmittelbar oder mittelbar

1. die Mehrheit des gezeichneten Kapitals besitzt oder

2. über die Mehrheit der mit den Anteilen verbundenen Stimmrechte verfügt oder 

3. mehr als die Hälfte der Mitglieder des Ver waltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans bestellen kann.

§ 4

Freier Zugang zu Umweltinformationen

(1) Das Recht auf freien Zugang zu Umweltinformationen, die bei den informationspflichtigen Stellen vor-
handen sind oder für sie bereitgehalten werden, ist jeder natürlichen oder juristischen Person ohne Nachweis 
eines Rechtsanspruches oder eines rechtlichen Interesses nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu 
gewährleisten.

(2) Umweltinformationen sind vorhanden, wenn sie sich im Besitz der informationspflichtigen Stelle befin-
den und von ihr erstellt wurden oder bei ihr eingegangen sind.

(3) Umweltinformationen werden bereitgehalten, wenn eine natürliche oder juristische Person, die selbst 
nicht informationspflichtige Stelle ist, Umweltinfor mationen für eine informationspflichtige Stelle auf bewahrt 
und diese Stelle darauf einen Übermittlungsanspruch hat.

(4) Dem freien Zugang unterliegen jedenfalls Informationen über

1. den Zustand von Umweltbestandteilen wie Wasser, Luft und Atmosphäre, Boden, die Artenvielfalt und ihre 
Bestandteile einschließlich genetisch veränderter Organismen und natürliche Lebensräume sowie die Wech-
selwirkungen zwischen diesen Bestandteilen,

2. die Lärmbelastung oder Belastung durch Strahlen einschließlich der durch radioaktiven Abfall verursachten 
Belastungen,

3. Emissionen gemäß § 2 Z. 2 in die Umwelt in zeitlich aggregierter oder statistisch dargestellter Form,

4. eine Überschreitung von Emissionsgrenzwerten,

5. den Verbrauch der natürlichen Ressourcen Wasser, Luft und Boden in aggregierter oder statistisch dargestell-
ter Form.

§ 5

Mitteilungspflicht

(1) Das Begehren auf Mitteilung von Umweltinformationen kann mündlich oder schriftlich gestellt werden. 
Dies kann in jeder technischen Form geschehen, die die informationspflichtige Stelle zu empfangen in der Lage 
ist. Geht aus einem angebrachten Begehren der Inhalt oder der Umfang der gewünschten Mit teilung nicht aus-
reichend klar hervor, so ist dem/der Informationssuchenden innerhalb einer zwei Wochen nicht übersteigenden 
Frist eine schriftliche Präzisierung des Ansuchens aufzutragen. Der/Die Informationssuchende ist dabei zu unter-
stützen.

(2) Wird das Begehren an eine informationspflichtige Stelle gerichtet, die nicht über die Umweltinformatio-
nen verfügt, so hat sie es, falls ihr bekannt ist, dass eine andere informationspflichtige Stelle über die Informa-
tionen verfügt, möglichst rasch an diese  weiterzuleiten oder den Informationssuchenden/die Informations-
suchende auf andere ihr bekannte informationspflichtige Stellen hinzuweisen, die über diese Informationen ver-
fügen könnten, sofern dies sachlich geboten ist oder im Interesse des/der Informations suchenden liegt. Der/Die 
Informationssuchende ist von der Weiterleitung seines/ihres Begehrens jedenfalls zu verständigen.

(3) Die informationspflichtigen Stellen haben Umweltinformationen unter Bedachtnahme auf die Mittei-
lungsschranken und Ablehnungsgründe (§ 6) in möglichst aktueller, exakter, vergleichbarer und all gemein ver-
ständlicher Form mitzuteilen. Auf Antrag teilen die informationspflichtigen Stellen dem/der Informationssuchen-
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den mit, wo – sofern verfügbar – Informationen über die zur Erhebung der Informationen bezüglich Anfragen 
gemäß § 2 Z. 2 angewandten Messverfahren, einschließlich der Verfahren zur Analyse, Probenahme und Vor-
behandlung der Proben, gefunden werden können oder weisen auf ein angewandtes standardisiertes Verfahren 
hin. 

(4) Die begehrte Mitteilung ist in jener Form zu erteilen, die im Einzelfall vom/von der Informations suchenden 
verlangt wird oder in einer anderen Form, wenn dies zweckmäßig ist, wobei nach Maßgabe vorhandener Mittel 
der elektronischen Datenübermittlung der Vorzug zu geben ist. Insbesondere kann der/die Informationssuchende 
auf andere öffentlich verfügbare Informationen (§ 9), die in einer anderen Form oder einem anderen Format vor-
liegen, verwiesen werden, sofern diese dem/der Informationssuchenden leicht zugänglich sind und dadurch der 
freie Zugang zu den bei den informationspflichtigen Stellen vorhandenen oder für diese bereitgehaltenen 
Umweltinformationen gewährleistet ist. Die Gründe für die Wahl eines anderen Formates oder einer anderen 
Form sind anzugeben und dem/der Informationssuchenden so bald wie möglich, spätestens jedoch innerhalb 
eines Monats nach Eingang des Antrags bei der informationspflichtigen Stellen mitzuteilen.

(5) Der Zugang zu öffentlichen Verzeichnissen oder Listen und die Einsichtnahme in die beantragten 
Umweltinformationen an Ort und Stelle sind unentgeltlich. Kaufpreise oder Schutzgebühren für Publikationen 
bleiben davon unberührt. Für die Bereitstellung von Umweltinformationen kann die Landesregierung mit Ver-
ordnung Kostenersätze festlegen. Kaufpreise, Schutzgebühren und Kostenersätze für die Bereitstellung von 
Umweltinformationen dürfen jedoch eine angemessene Höhe nicht überschreiten. 

(6) Dem Begehren ist ohne unnötigen Aufschub unter Berücksichtigung etwaiger vom/von der Informations-
suchenden angegebener Termine, spätestens aber innerhalb eines Monats zu entsprechen. Kann diese Frist auf 
Grund des Umfanges oder der Komplexität der begehrten Information nicht eingehalten werden, besteht die 
Möglichkeit, diese Frist auf bis zu zwei Monate zu erstrecken. In diesem Fall ist der/die Informationssuchende 
von der Verlängerung der Frist unter Angabe von Gründen so bald wie möglich,  spätestens jedoch vor Ablauf der 
einmonatigen Frist zu verständigen.

(7) Wird dem Begehren nicht entsprochen, so ist dies in der Verständigung zu begründen und der/die Infor-
mationssuchende über das Rechtsschutzverfahren (§ 8) zu unterrichten.

§ 6

Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe

(1) Die Mitteilung von Umweltinformationen darf unterbleiben, wenn

1. sich das Informationsbegehren auf die Übermittlung interner Mitteilungen bezieht, 

2. das Informationsbegehren offenbar missbräuchlich gestellt wurde,

3. das Informationsbegehren zu allgemein geblieben ist,

4. das Informationsbegehren Material, das gerade vervollständigt wird, noch nicht abgeschlossene Schriftstücke 
oder noch nicht aufbereitete Daten betrifft.

(2) Andere als in § 4 Abs. 4 genannte Umweltinformationen sind unbeschadet der Mitteilungsschranken des 
Abs. 1 mitzuteilen, sofern ihre Bekanntgabe keine negativen Auswirkungen hätte auf

1. die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder die umfassende Landesverteidigung, 

2. den Schutz von Umweltbereichen, auf die sich die Informationen beziehen,

3. die Vertraulichkeit personenbezogener Daten, sofern ein schutzwürdiges Interesse an der Geheimhaltung auf 
Grund datenschutzrechtlicher Vorschriften besteht, 

4. Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, sofern diese durch innerstaatliches oder gemeinschaftliches Recht 
 geschützt sind, um berechtigte wirtschaft liche Interessen, einschließlich des öffentlichen Interesses an der 
Wahrung der Geheimhaltung von statistischen Daten und des Steuergeheimnisses, zu schützen,

5. Rechte am geistigen Eigentum,

6. die Vertraulichkeit der Beratungen von informa tionspflichtigen Stellen, sofern eine derartige Vertraulichkeit 
gesetzlich vorgesehen ist,

7. laufende Gerichtsverfahren, die Möglichkeit einer Person, ein faires Verfahren zu erhalten oder die Möglich-
keit einer Behörde, Untersuchungen strafrechtlicher oder disziplinarrechtlicher Art durchzuführen.

(3) Das Interesse einer Partei an der Geheimhaltung von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen ist nur dann 
schutzwürdig, wenn durch die Veröffentlichung von Umweltinformationen ein Geschäfts- und Betriebs geheimnis 
unmittelbar oder mittelbar durch die Möglichkeit von Rückschlüssen offengelegt werden kann und dadurch ein 
nicht nur geringfügiger wirtschaft licher Nachteil des Inhabers/der Inhaberin des Geschäfts- und Betriebs-
geheimnisses eintreten kann. Besteht dieser wirtschaftliche Nachteil bloß auf Grund einer Minderung des Anse-
hens der Partei in der Öffentlichkeit infolge des Bekanntwerdens umwelt-belastender Tätigkeiten, so besteht 
kein schutzwürdiges Interesse an der Geheimhaltung.

9 LGBl., Stück 14, Nr. 65, ausgegeben am 8. August 2005 145



(4) Die in Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe sind eng auszulegen, wobei 
im Einzelfall das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe der Umweltinformationen zu berücksichtigen ist. In 
jedem Einzelfall ist das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe gegen das Interesse an der Verweigerung der 
Bekanntgabe abzuwägen. Öffentliches Interesse an der Bekanntgabe kann insbesondere im Schutz folgender 
Rechtsgüter liegen:

1. Schutz der Gesundheit,

2. Schutz vor nachhaltigen oder schwer wiegenden Umweltbelastungen oder

3. Schutz der Rechte und Freiheiten anderer.

§ 7

Behandlung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen

(1) Besteht Grund zu der Annahme, dass durch die Mitteilung der begehrten Information ein schutzwürdiges 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnis im Sinne des § 6 Abs. 2 Z. 4 berührt sein könnte, haben die informationspflich-
tigen Stellen den Inhaber/die Inhaberin des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses vom Informa tionsbegehren zu 
verständigen und aufzufordern, innerhalb von zwei Wochen bekannt zu geben, ob Tatsachen, die der begehrten 
Mitteilung unterliegen können, geheim gehalten werden sollen. In diesem Fall hat der Inhaber/die Inhaberin des 
möglichen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses das Interesse an der Geheimhaltung zu begründen.

(2) Hat sich der/die Betroffene gegen eine Mitteilung ausgesprochen und werden die begehrten Informatio-
nen nach Prüfung der Begründung des Geheimhaltungsinteresses und Vornahme der Interessen abwägung 
gemäß § 6 Abs. 2 bis 4 mitgeteilt, so ist der/die Betroffene von der Mitteilung an den Informationssuchenden/die 
Informationssuchende schriftlich zu verständigen.

§ 8

Rechtsschutz

(1) Werden die verlangten Umweltinformationen nicht oder nicht im begehrten Umfang mitgeteilt, so ist auf 
Antrag des/der Informationssuchenden hierüber ein Bescheid zu erlassen. Zuständig zur Erlassung des Beschei-
des ist die informationspflichtige Stelle, soweit sie behördliche Aufgaben besorgt. Über gleich gerichtete Anträge 
kann unter einem entschieden werden.

(2) Als Verfahrensordnung, nach der der Bescheid zu erlassen ist, gilt das allgemeine Verwaltungsverfah-
rensgesetz 1991 – AVG, sofern nicht für die Sache, in der die Auskunft erteilt wird, ein anderes Verfahrensgesetz 
anzuwenden ist.

(3) Eine informationspflichtige Stelle im Sinne des § 3 Abs. 1, die zur Erlassung von Bescheiden nicht befugt 
ist, hat Anträge im Sinne des Abs. 1 ohne  unnötigen Aufschub an die für die Führung der sach lichen Aufsicht 
zuständige Stelle, in sonstigen Fällen an die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Sprengel die informations-
pflichtige Stelle ihren Sitz hat, weiterzuleiten oder den Informationssuchenden/die Informationssuchende an 
diese zu verweisen. 

(4) Über Berufungen entscheidet der Unabhängige Verwaltungssenat für die Steiermark (Artikel 129 a
Abs. 1 Z. 3 B-VG).

(5) Der Unabhängige Verwaltungssenat für die  Steiermark erkennt über Beschwerden von Betroffenen, die 
behaupten, durch die Mitteilung in ihren Rechten verletzt worden zu sein.

(6) Der Unabhängige Verwaltungssenat für die  Steiermark entscheidet über Berufungen gemäß
Abs. 4 und Beschwerden gemäß Abs. 5 durch Einzelmitglied.

§ 9

Veröffentlichung von Umweltinformationen

(1) Die informationspflichtigen Stellen haben die für ihre Aufgaben maßgeblichen und bei ihnen vorhande-
nen oder für sie bereitgehaltenen Umweltinformationen zur aktiven und systematischen Verbreitung in der 
Öffentlichkeit aufzubereiten. Die Bestimmungen über Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe (§ 6) sowie 
über die Qualität der Umweltinformationen (§ 5 Abs. 3) sind sinngemäß anzuwenden.

(2) Insbesondere sind folgende Informationen zugänglich zu machen und zu verbreiten:

1. der Wortlaut von Staatsverträgen gemäß Artikel 16 B-VG, Vereinbarungen gemäß Artikel 15 a B-VG sowie 
gemeinschaftliche und sonstige Rechtsvorschriften über die Umwelt oder mit Bezug zur Umwelt;

2. Politiken, Pläne und Programme mit Bezug zur Umwelt;
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3. Berichte über die Fortschritte bei der Umsetzung der in Z. 1 und 2 genannten Punkte, sofern solche Berichte 
von den informationspflichtigen Stellen in elektronischer Form ausgearbeitet worden sind oder bereitgehalten 
werden;

4. Umweltzustandsberichte, insbesondere Umweltschutzbericht gemäß § 10;

5. Daten oder Zusammenfassungen von Daten aus der Überwachung von Tätigkeiten, die sich auf die Umwelt 
auswirken oder wahrscheinlich auswirken;

6. Genehmigungen, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben und Umweltvereinbarungen oder einen 
Hinweis darauf, wo diese Informationen erhalten oder gefunden werden können;

7. Risikobewertungen betreffend die in § 2 Z. 1 genannten Umweltbestandteile oder einen Hinweis darauf, wo 
diese Informationen erhalten oder gefunden werden können.

(3) Die Verbreitung von Umweltinformationen, die in angemessenen Abständen zu aktualisieren sind, sollte 
nach Möglichkeit über elektronische Medien erfolgen. Die unter Verwendung elektronischer  Technologien 
zugänglich gemachten Informationen müssen nicht solche Informationen umfassen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erhoben wurden, es sei denn, sie liegen bereits in elektronischer Form vor.

(4) Die Anforderungen für die aktive und systematische Verbreitung von Umweltinformationen sowie für die 
praktischen Vorkehrungen zur Erleichterung des Informationszuganges (Abs. 6) können durch die Einrichtung 
von Verknüpfungen zu Internetseiten sowie von Umweltinformationsportalen im Internet erfüllt werden, auf 
denen die zu verbreitenden Informationen zu finden sind.

(5) Im Fall einer unmittelbaren Bedrohung der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt, unabhängig 
davon, ob diese Folge menschlicher Tätigkeit ist oder eine natürliche Ursache hat, haben informationspflichtige 
Stellen, soweit nicht Mitteilungsschranken oder Ablehnungsgründe gemäß § 6 entgegenstehen, sämtliche ihnen 
vorliegende oder für sie bereitgehaltene Informationen unmittelbar und unverzüglich zu verbreiten, die es der 
eventuell betroffenen Öffentlichkeit ermöglichen könnten, Maßnahmen zur Abwendung oder Begrenzung von 
Schäden infolge dieser Bedrohung zu ergreifen.

(6) Die informationspflichtigen Stellen haben zur Erfüllung ihrer Mitteilungspflicht (§ 5) praktische Vorkeh-
rungen zur Erleichterung des Informationszuganges zu treffen, indem sie insbesondere 

1. Organisations- und Geschäftseinteilungspläne,  soweit vorhanden, veröffentlichen,

2. Auskunftspersonen oder Informationsstellen benennen, 

3. Listen und Verzeichnisse betreffend in ihrem Besitz befindliche Umweltinformationen führen.

§ 10

Umweltschutzbericht

(1) Die Landesregierung hat alle zwei Jahre dem Landtag einen umfassenden Umweltschutzbericht vorzu-
legen.

(2) Der Umweltschutzbericht hat jedenfalls Auskunft über den Stand und die Zielsetzungen auf den Gebie-
ten der Raumordnung und Raumplanung, des Gewässerschutzes, der Abfall- und Stoffflusswirtschaft, des Lärms, 
des Bodens, der Nahrung, der Luftreinhaltung, des Klimas, des Natur- und Landschaftsschutzes, der Energie, des 
Strahlenschutzes, der Gentechnologie und der Umweltforschung zu geben.

§ 11

Koordinierung der Umweltinformationen

(1) Die Landesregierung hat die Verbreitung von Umweltinformationen zu koordinieren. Zu diesem Zweck 
hat sie den Informationsaustausch zwischen den informationspflichtigen Stellen zu unterstützen und geeignete 
Maßnahmen vorzuschlagen, um den Zugang zu Umweltinformationen zu erleichtern und eine hohe Qualität der 
Umweltinformationen sicherzustellen. 

(2) Die Landesregierung ist berechtigt, die bei ihr vorhandenen Umweltinformationen der Öffentlichkeit in 
geeigneter Form zugänglich zu machen. Die Bestimmungen über Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe 
(§ 6) sind sinngemäß anzuwenden.
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§ 12

Übermittlungspflicht

Auf Verlangen haben die informationspflichtigen Stellen Umweltinformationen, über die sie in Wahrneh-
mung landesgesetzlich übertragener Aufgaben verfügen, den Organen des Bundes, der Länder oder der Gemein-
den zur Wahrnehmung von gesetzlich übertragenen Aufgaben im Bereich des Umweltschutzes kostenlos zu 
übermitteln.

§ 13

Meldepflicht

Die Landesregierung kann mit Verordnung festlegen, dass die Inhaber/Inhaberinnen von bestimmten, nach 
landesgesetzlichen Vorschriften zu genehmigenden Anlagen der Landesregierung bestimmte Umweltinforma-
tionen zu melden haben, die zur Beurteilung der Auswirkungen der Anlage auf die Umwelt im Normalbetrieb 
oder im Störfall sowie zur Erfüllung von Berichtspflichten erforderlich sind. Andere gesetzliche Meldepflichten 
bleiben unberührt.

 § 14

Strafbestimmung

Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung 
bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu
1 3630,– zu bestrafen, wer der Meldepflicht entgegen einer gemäß § 13 erlassenen Verordnung nicht nach-
kommt.

§ 15

Abgabenfreiheit

Begehren auf Mitteilung und Mitteilungen von Umweltinformationen nach diesem Gesetz unterliegen nicht 
der Pflicht zur Entrichtung von Landes- und Gemeinde-Verwaltungsabgaben.

§ 16

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinden sind solche des eigenen Wirkungs bereiches.

§ 17

Gemeinschaftsrecht

Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
28. Jänner 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richt linie 
90/313/EWG des Rates, ABl. L 41/26 vom 14. Februar 2003, CELEX-Nr. 32003L0004, umgesetzt.

§ 18

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Monatsersten, das ist der 1. September 2005, in 
Kraft.

§ 19

Außerkrafttreten

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten § 8 sowie die §§ 12 und 13 samt der Gliederungsbezeichnung 
Abschnitt II a des Gesetzes über die Einrichtungen zum Schutze der Umwelt, LGBl. Nr. 78/1988, zuletzt in der 
Fassung LGBl. Nr. 24/2002, außer Kraft.

 Landeshauptmann Landesrat
 K l a s n i c  S e i t i n g e r
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66.

Gesetz vom 19. April 2005, mit dem das Steiermärkische Landwirtschaftskammergesetz geändert 
wird

Der Steiermärkische Landtag hat beschlossen:

Das Steiermärkische Landwirtschaftskammergesetz, LGBl. Nr. 14/1970, zuletzt in der Fassung LGBl.
Nr. 62/2004, wird wie folgt geändert:

1. § 9 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Vollversammlung besteht aus 39 Mit gliedern, welche die Bezeichnung „Landeskammerräte“ füh-
ren; diese werden von den Kammerzugehörigen nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Der Vollver-
sammlung gehören weiters die Landes bäuerin und die Seniorenvertreterin/der Seniorenvertreter an.“

2. Nach § 9 Abs. 1 werden folgende Abs. 1 a bis 1 c eingefügt:

„(1 a) Die Landesbäuerin wird gemäß den Bestimmungen des § 42 a gewählt. Für die Wahl der Seniorenver-
treterin/des Seniorenvertreters haben alle in der Vollversammlung vertretenen Wahlparteien das Recht, eine 
kammerzugehörige Kandidatin/einen kammer zugehörigen Kandidaten vorzuschlagen. Die Vollversammlung 
der Landeskammer wählt in der Eröffnungssitzung mit Stimmenmehrheit die Seniorenvertreterin/den Senioren-
vertreter. Wird bei der ersten Wahl keine absolute Stimmenmehrheit erzielt, so findet eine engere Wahl zwischen 
jenen beiden Personen statt, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit in der engeren 
Wahl entscheidet das Los. Bei Ausscheiden der Seniorenvertreterin/des Seniorenvertreters während der Funk-
tionsperiode ist in der nach dem Ausscheiden folgenden Sitzung der Vollversammlung die Seniorenvertreterin/
der Seniorenvertreter zu wählen. Dabei ist das vorgenannte Wahlverfahren anzuwenden.

(1 b) Wurden die Landesbäuerin und die Seniorenvertreterin/der Seniorenvertreter als Mitglieder in die Voll-
versammlung nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt, so ändert sich die Anzahl der Mitglieder der 
Vollversammlung nicht.

(1 c) Sind die Landesbäuerin und/oder die Seniorenvertreterin/der Seniorenvertreter nicht unmittelbar nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl in die Vollversammlung gewählt, erhöht sich die Anzahl der Mitglieder der 
Vollversammlung entsprechend.“

3. § 24 Abs.1 lautet:

„(1) Wahlberechtigt sind alle Kammerzugehörigen. Natürliche Personen können das Wahlrecht nur aus üben, 
wenn sie

a)  spätestens am Wahltag das 16. Lebensjahr voll endet haben,

b) die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union besitzen,

c) ihren Hauptwohnsitz in der Steiermark haben und

d) ein sonstiger Wahlausschließungsgrund im Sinne der Landtags-Wahlordnung nicht vorliegt.“

4. In § 26 Abs. 1 wird nach der Zahl „39“ die Wortfolge „nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu wäh-
lenden“ eingefügt.

 

5. Dem § 45 a Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Änderung des § 9 Abs. 1, § 24 Abs. 1 und § 26 Abs. 1 und die Einfügung des § 9 Abs. 1 a bis 1 c durch 
die Novelle LGBl. Nr. 66/2005 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der 9. August 2005, in 
Kraft.“

 Landeshauptmann Landesrat
 K l a s n i c  S e i t i n g e r
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67.

Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 11. Juli 2005, mit der die Verordnung über 
die Erklärung von Gebieten der Turracher Höhe, des Eisenhut und der Frauenalpe zum Landschafts-

schutzgebiet, LGBl. Nr. 53/1981, geändert wird

Auf Grund des § 18 Abs. 1 des Steiermärkischen Naturschutzgesetzes 1976, LGBl. Nr. 65, in der Fassung 
LGBl. Nr. 56/2004, wird verordnet: 

Die Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung über die Erklärung von Gebieten der Turracher 
Höhe, des Eisenhut und der Frauenalpe zum Landschaftsschutzgebiet, LGBl. Nr. 53/1981, wird wie folgt geän-
dert:

Nach § 2 wird folgender § 3 angefügt:

§ 3

Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der 9. August 2005, außer Kraft.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Landeshauptmann Waltraud K l a s n i c
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